
Liebe Leserinnen und Leser, in der Mai-Ausgabe 

wurden Sie bereits in einem Rundumschlag über 

den Stand verschiedener EU-Initiativen in Zeiten 

der Corona-Krise informiert. In den letzten Wo-

chen hat sich leider gezeigt, dass diese Krise auch 

die Zeit der EU-Mitgliedstaaten ist. Zum einen be-

stimmt deswegen, weil es an originären EU-Kom-

petenzen im Gesundheitsbereich mangelt. Zum 

anderen aber auch, weil die Mitgliedstaaten vor-

preschen, ein auf EU-Ebene gemeinsam koordi-

niertes Vorgehen deswegen schwierig ist. Dies 

zeigt sich zum Beispiel bei den Schließungen der 

innereuropäischen Grenzen – wenn auch kein pri-

märes Umweltschutzthema, so doch ein Beweis 

nationalstaatlicher Denke und Erinnerung, dass 

die europäische Integration mit dem Lissabon-

Vertrag noch nicht vollendet ist. 

GRÜNE KONJUNKTURPROGRAMME

Auch in einem anderen Bereich sind derzeit eher 

die EU-Mitgliedstaaten am Zug. In der Mai-Aus-

gabe hatte ich auf das Lobbying verschiedener In-

teressensgruppen gegen den „European Green 

Deal“ und dessen Einzelinitiativen hingewiesen. 

Dieses Partikular-Lobbying setzt sich derzeit bei 

der Debatte über „grüne Konjunkturprogramme“ 

fort. Finanzielle Unterstützung von Wirtschafts-

zweigen erfolgt bisher vor allem durch die Mit-

gliedstaaten, und muss sodann von der EU-Kom-

mission beihilferechtlich genehmigt werden. Wäh-

rend Frankreich beispielsweise in dem entspre-

chenden Finanzpaket für das Luftfahrtunterneh-

men „Air France“ Klimaschutzvorgaben, etwa zur 

Reduktion von Kurzstreckenflügen, machte, wird 

Klimaschutz bei der Debatte um eine finanzielle 

Unterstützung der Lufthansa mit deutschen Steu-

erzahlergeldern leider wenig thematisiert. Aus 

NABU-Sicht sind finanzielle Konjunkturmaßnah-

men in jedem Fall daran zu knüpfen, dass sie den 

dringend notwendigen Wandel in der Wirtschafts-

politik sozial gerecht, naturverträglich und krisen-

sicher gestalten. Ein entsprechendes Forderungs-

papier des NABU findet sich unter NuL4061.

Die EU-Kommission ist am Zug, was einen Vor-

schlag für einen EU-weiten „Recovery Fonds“ an-

geht. Nachdem die Staats- und Regierungschefs 

sich nicht auf „Corona-Bonds“ einigen konnten, 

hatten sie der EU-Kommission den Auftrag erteilt, 

einen neuen EU-Haushaltsvorschlag (MFR) vorzu-

legen, der auch einen sogenannten „Recovery 

Fonds“ umfasst. Unwahrscheinlich ist, dass sich 

die Struktur der bereits für den MFR vereinbarten 

Haushaltstitel grundlegend ändern wird – in ein-

zelnen Bereichen wie Forschung oder Kohäsions-

politik dürften dennoch größere Anpassungen er-

folgen. Die Veröffentlichung des Vorschlags ist für 

Ende Mai im Gespräch. Dann liegt der Ball wieder 

bei den Staats- und Regierungschefs. Diese hatten 

in den letzten Rats-Treffen bewiesen, dass sie ge-

rade auch beim MFR das Tauziehen um nationale 

Interessen meisterhaft beherrschen.

EU-BIODIVERSITÄTS- UND EU-FARM-TO-
FORK-STRATEGIE ERNEUT VERSCHOBEN

Eigentlich sollte die EU-Kommission die beiden 

hier genannten Strategien am 29. April vorgestellt 

haben. Aber anstatt Sie nun auf den neuesten 

Stand bringen zu können, muss ich Sie nochmals 

vertrösten: Zuletzt hatte es ja vor allem von der 

Agrarlobby Querschüsse gegen die EU-Farm-to-

Fork-Strategie gegeben. Am 29. April warteten wir 

nun alle vergebens auf das Pressebriefing der EU-

Kommission. In der ersten Maiwoche wies dann 

In der April-Ausgabe 

dieser Kolumne erfah-

ren Sie das Wichtigste 

zur 100-Tage-Bilanz von 

Kommissionspräsiden-

tin von der Leyen, vom 

andauernden Streit der 

EU-Staats- und Regie-

rungschefs zum nächs-

ten Haushalt und einem 

neuen Gutachten, 

 welches Greenwashing 

in den Klimaschutz-

bemühungen der EU 

aufdeckt.

Der NABU fordert, bei den grünen 

 Konjunkturprogrammen Klimawandel 

und Artensterben nicht außer Acht  

zu lassen.
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immerhin die aktualisierte Tagesordnung 

der Kollegiumssitzungen den 20. Mai als 

Verkündungsdatum aus. Der Erste Kommis-

sions-Vizepräsident Frans Timmermans be-

kräftigte am 7. Mai im Agrarausschuss des 

Europäischen Parlaments, dass auch die EU-

Farm-to-Fork-Strategie am 20. Mai veröf-

fentlicht werden solle (übrigens eine span-

nende Debatte auch über die Zukunft der 

Agrarpolitik, die Sie unter NuL4061 nachver-

folgen können). Wenn Sie diesen Beitrag le-

sen, sollte die EU-Kommission also hoffent-

lich beide Strategien (die Teil des European 

Green Deals sind) veröffentlicht haben.

GROSSER ANDRANG BEI WEBINAR  
ZUR BIODIVERSITÄTSPOLITIK

Ursprünglich hatten die beiden grünen Eu-

ro pa-Abgeordneten Anna Deparnay-Grunen-

berg und Sven Giegold den Tag der Veröffent-

lichung der EU-Biodiversitätsstrategie aus-

gewählt, um mit Dirk Steffens und mir das 

Thema Biodiversität zu diskutieren. Trotz der 

Verzögerung seitens der EU-Kommission 

hielten wir am 29. April für das Webinar fest, 

und konnten uns einer großen Anteilnahme 

erfreuen: 1.000 Interessierte verfolgten die 

Debatte direkt im Webinar-System, hinzu 

kamen fast 5.000 Teilnehmer im Livestream. 

Unter NuL4061 lässt sich die Aufzeichnung 

nachverfolgen. Diese Anteilnahme ist ermu-

tigend, denn sie zeigt das Interesse der Bür-

gerinnen und Bürger am Naturschutz. Mein 

Fazit lautete übrigens, dass eine ambitio-

nierte EU-Biodiversitätsstrategie den Auf-

takt für ein Superjahr der Biodiversität bil-

den kann und muss, welches naturgemäß 

eher auf 2020/2021 fällt. Nur wenn die EU 

glaubwürdig voranschreitet, kann im Früh-

jahr 2021 ein ambitioniertes Abkommen auf 

globaler Ebene geschlossen werden. Hoff-

nung schöpfe ich daraus, dass die Corona-

Krise uns hoffentlich lehrt, der Wissenschaft 

besser zuzuhören. Das Naturbewusstsein 

scheint dieser Tage bei den Bürgerinnen und 

Bürgern jedenfalls eher zu wachsen. 

EU-AGRARPOLITIK AUF ABWEGEN

In der Mai-Ausgabe hatte ich das Stichwort 

„Übergangsverordnung“ im Zusammen-

hang mit der Gemeinsamen Agrarpolitik 

(GAP) erwähnt. Am 28. April hat der Agrar-

ausschuss des Europäischen Parlaments 

nun über die weitere EU-Agrarförderung der 

voraussichtlich nächsten zwei Jahre abge-

stimmt. Die Abstimmung wäre aus Natur-

schutzsicht eine Riesenchance gewesen. 

Anstatt die bisherige Förderung 1:1 zu verlän-

gern, hätten bekannte Schwächen korrigiert 

werden können. So wäre aus der Übergangs-

verordnung tatsächlich ein Übergang in 

Richtung mehr Nachhaltigkeit geworden. 

Stattdessen haben die Abgeordneten das 

bisherige Fördersystem der GAP ohne subs-

tanzielle Änderungen um bis zu zwei Jahre 

verlängert. Ausdrücklich abgelehnt wurden 

entsprechende Änderungsanträge für eine 

Verbesserung des bisherigen „Greenings“ 

der GAP. Auch das Verfahren ist kritisch zu 

sehen, denn der Agrarausschuss hat ent-

schieden, direkt in Verhandlungen mit dem 

Agrarrat einzutreten (sogenannter Trilog), 

ohne den Bericht im Mai vom gesamten 

 Plenum des Parlaments absegnen zu lassen. 

Auch wenn die Corona-Krise die parlamen-

tarische Arbeit sicherlich erschwert, sollte  

bei einer Entscheidung über jährlich fast 

60 Mrd. € Steuergelder eine Plenar-Befas-

sung möglich sein. Nachdem die Über-

gangsverordnung zwei Jahre gelten wird, 

kann auch nicht mehr von einer rein techni-

schen Verlängerung gesprochen werden, 

sondern von einer politischen Entscheidung, 

die einen Großteil der kommenden Program-

mierungsperiode beeinflusst. Diese nun im 

Hauruck-Verfahren ohne entsprechende Dis-

kussionen zu erzwingen, stärkt den Status 

quo, das heißt eine aus der Zeit gefallene 

Agrarpolitik.

START DER DEUTSCHEN  
EU-RATSPRÄSIDENTSCHAFT NAHT

Zum 1. Juli übernimmt Deutschland für 

sechs Monate den Vorsitz im Rat der Europä-

ischen Union. In dieser Zeit kann die Bun-

desregierung besondere Akzente setzen und 

konkrete Initiativen starten, selbst wenn 

formal auch eine gewisse Mittlerrolle gilt. 

Zuletzt war bekannt geworden, dass die EU-

Ratspräsidentschaft wegen der Corona-Krise 

organisatorisch besonderen Herausforde-

rungen unterliegt, weil beispielsweise die 

Zahl der virtuellen Rats- und Ratsarbeits-

gruppen-Treffen begrenzt ist (siehe diesen 

Spiegel-Artikel unter NuL4061). 

Darüber hinaus gab es in den Medien Kritik 

am Programmentwurf der Bundesregierung 

– so enthalte er bezüglich des European 

Green Deals vor allem leere Floskeln, aber 

wenige konkrete Initiativen (siehe diesen 

Euractiv-Beitrag unter Webcode NuL4061). 
Der NABU wird sich selbst und über seine 

Dachverbände in die Debatten rund um die 

EU-Ratspräsidentschaft einbringen. Derzeit 

ist ein kurzes Forderungspapier in Erarbei-

tung, das die Bedeutung des European Green 

Deals betont. Ausführlichere Forderungen 

wurden gemeinsam mit dem deutschen 

Dachverband DNR erarbeitet – diese werden 

der Presse zeitnah vorgestellt. Ein Steckbrief 

des DNR zur EU-Ratspräsidentschaft findet 

sich bereits unter NuL4061. Inhaltliche For-

derungen werden zudem vom Brüsseler 

NABU-Dachverband EEB kommen. Darüber 

hinaus setzt sich der NABU für transparente 

und partizipative Prozesse bei der Organisa-

tion der Rats-Treffen ein. Inhaltlich dürfte 

vermutlich der für Oktober vorgesehene 

Umweltrat Schlussfolgerungen zur EU- 

Biodiversitätsstrategie erlassen. Ich werde 

Ihnen weiter berichten – bleiben Sie gesund!
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Das Interesse der Bürger am Naturschutz 

und der Biodiversität, beispielsweise an 

artenreichen, blühenden Wiesen, steigt.
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